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Der  Paukenschlag  im  Sitzungssaal:  Mehrjährige  Haftstrafen  –  Ein
Justizskandal  mit  Systemfragen  –  Wie  geht  es  weiter  mit  der
Datensicherheit?
Ein  beispielloser  Bestechungsskandal,  der  die  baden-württembergische  Justiz
erschüttert  hat,  hat  am  Landgericht  Stuttgart  seinen  vorläufigen  gerichtlichen
Höhepunkt  erreicht.  Am  4.  August  2026  verurteilte  die  Staatsschutzkammer
mehrere Justizmitarbeiter  und Akteure aus der privaten Sicherheitsbranche zu
mehrjährigen Haftstrafen. Die Urteile decken eine bedrohliche Allianz zwischen
staatlichen Geheimnisträgern  und Akteuren der  organisierten  Kriminalität  auf,
deren Wurzeln in einem blutigen Konkurrenzkampf zweier Security-Unternehmen
liegen.  Mit  den  Urteilssprüchen  ist  ein  historischer  Präzedenzfall  für  die
Anfälligkeit  digitaler  Justizsysteme  entschieden  worden  –  doch  die  tieferen
Wunden  in  der  Justiz  bleiben  weit  geöffnet.
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Der Paukenschlag im Sitzungssaal: Mehrjährige Haftstrafen
Es herrschte eine beklemmende Stille im vollbesetzten Saal des Landgerichts Stuttgart, als
der Vorsitzende Richter am Dienstagnachmittag, dem 4. August 2026, das Urteil verkündete.
Die Richter der 1. Großen Strafkammer ließen keinen Zweifel daran, dass der systematische
Ausverkauf  von  Dienstgeheimnissen  im  Herzen  des  Rechtsstaates  mit  drakonischen
Konsequenzen geahndet werden muss. Die drei Hauptangeklagten wurden zu empfindlichen
Freiheitsstrafen verurteilt:

Der  ehemalige  Justizhauptsekretär  (Justizwachtmeister)
der Staatsanwaltschaft Stuttgart, der als „Insider“ den
Datenabfluss  maßgeblich  organisierte,  wurde  wegen
Bestechlichkeit  in  Tateinheit  mit  der  Verletzung  von
Dienstgeheimnissen sowie Verwahrungsbruch und versuchter
Strafvereitelung  im  Amt  zu  einer  Freiheitsstrafe  von
vier Jahren verurteilt.
Die  beiden  führenden  Köpfe  einer  privaten
Sicherheitsfirma  (die  Drahtzieher  und  Bestecher)
erhielten wegen Bestechung und Anstiftung zur Verletzung
von Dienstgeheimnissen Freiheitsstrafen von jeweils vier
Jahren und drei Monaten.
Eine  ebenfalls  angeklagte  ehemalige  Angestellte  im
Unterstützungsbereich der Stuttgarter Staatsanwaltschaft
wurde zu einer Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt.
Die Kammer rechnete ihr strafmildernd an, dass sie im
Prozess  umfassende,  ehrliche  Reue  zeigte  und  ein
lückenloses  Geständnis  ablegte.
Ein mitangeklagter Kurier, der als Bindeglied zwischen
den  Bestechern  und  den  Justizbediensteten  fungierte,
muss eine empfindliche Geldstrafe zahlen.

Der Vorsitzende Richter  begründete die harten Strafen mit  der  extremen Tragweite der
Taten. „Die Taten sind keine Petitessen oder Kleinigkeiten. Es wurde zwar keine physische
Gewalt angewendet, und niemand wurde direkt verletzt. Aber die Fälle sind alles andere als
harmlos. Es handelte sich hierbei nicht um neugierige Recherchen aus Gefälligkeit, sondern
um  einen  fortgesetzten,  unermüdlichen  Missbrauch  einer  Vertrauensstellung,  der  die
Integrität unserer Justiz beschädigt hat“, betonte der Richter in seiner Urteilsbegründung. Die
Urteile seien explizit auch als „Beitrag zur effektiven Korruptionsbekämpfung“ zu verstehen.



Nach dem Ende der Urteilsverkündung kam es im Zuschauerraum zu tumultartigen Szenen.
Zahlreiche Prozessbesucher aus dem Umfeld der Security-Branche protestierten lautstark
gegen  das  Strafmaß.  Tränen  flossen,  heftige  verbale  Attacken  gegen  das  Gericht  wurden
laut, sodass Polizeikräfte einschreiten und den Saal sichern mussten. Die Verteidiger der
Hauptangeklagten,  die auf  Bewährungs-  und Geldstrafen plädiert  hatten,  kritisierten das
Urteil umgehend als „weltfremd“ und kündigten noch im Gerichtsgebäude an, Revision beim
Bundesgerichtshof (BGH) einzulegen. Die Akten dieses Skandals sind somit noch lange nicht
geschlossen.

Hintergrund: Der Stuttgarter Datenleck-Skandal im Überblick •
Urteilsverkündung: 4. August 2026 durch das Landgericht

Stuttgart (1. Große Strafkammer). • Hauptstrafen: 4 Jahre
bzw. 4 Jahre 3 Monate Haft für den Ex-Wachtmeister und zwei

Security-Unternehmer. • Tatvorwürfe: Bestechung,
Bestechlichkeit, Verletzung von Dienstgeheimnissen (§§ 332,

334, 353b StGB), Verwahrungsbruch und versuchte
Strafvereitelung im Amt. • Das System: Jahrelanger Abfluss
sensibler Daten aus dem Justizsystem „web.sta“ im Tausch
gegen Geld und Schmuck. • Gewaltkontext: Eng verknüpft mit
der Soko „Frost“ und einem blutigen Konkurrenzkampf im
Sicherheitsgewerbe, einschließlich eines versuchten

Auftragsmordes in Tamm (Mai 2025). • Status: Die Urteile sind
noch nicht rechtskräftig. Die Verteidigung hat Revision

angekündigt.

Das System des Verrats: Wie „web.sta“ zur Handelsware wurde
Wie konnte es geschehen, dass hochsensible Daten der baden-württembergischen Justiz über
Jahre  hinweg  an  Dritte  abflossen?  Der  Prozess  legte  die  Schwachstellen  des  internen  IT-
Systems  offen.  Die  Ermittlungen  der  Staatsanwaltschaft  Heilbronn  –  die  aus
Neutralitätsgründen das Verfahren gegen die Stuttgarter Justizkollegen leitete – zeigten ein
erschreckend banales, aber effektives Bestechungssystem.

Im  Mittelpunkt  steht  die  IT-Plattform  „web.sta“.  Auf  dieser  zentralen  Arbeitsplattform
verwalten die Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg ihre Ermittlungsverfahren. Jedes
Strafverfahren wird dort von seinem Eingang über Anträge auf Hausdurchsuchungen und
Telefonüberwachungen bis hin zu Anklageschriften und Verfügungen lückenlos dokumentiert.
Wer  Zugriff  auf  „web.sta“  hat,  weiß  im  Zweifel  Monate  vor  den  Betroffenen,  ob,  wann  und
gegen wen das Land ermittelt.

Der  verurteilte  Justizhauptsekretär  und  die  Justizangestellte  nutzten  genau  diesen



unbeschränkten Zugriff schamlos aus. Zwischen 2022 and 2025 starteten sie im Auftrag der
Security-Unternehmer  eine  Vielzahl  von  illegalen  Abfragen.  Sie  filterten  das  System  gezielt
nach laufenden Ermittlungen gegen Personen aus der privaten Sicherheitsbranche, suchten
nach Hinweisen zu Durchsuchungsbeschlüssen und verrieten anstehende Polizeiaktionen. Der
Justizhauptsekretär ging dabei sogar so weit, Ermittlungsakten physisch aus den Büros mit
nach Hause zu nehmen, um sie abzufotografieren – ein klarer Fall von Verwahrungsbruch.

Erschütternd  ist  auch  die  Verhältnismäßigkeit  der  Bestechungsmittel.  Für  die  Lieferung
exklusiver  Insider-Daten,  die  Ermittlungsverfahren  in  Millionenhöhe  torpedierten,  flossen
keine astronomischen Summen. Die angestellte Justizmitarbeiterin erhielt laut Anklageschrift
Schmuck im Gegenwert von gerade einmal 222 Euro. Dem Justizhauptsekretär wurden 1.000
Euro in bar sowie ein zinsloses Privatdarlehen über 2.000 Euro gewährt. Ein spottbilliger Preis
für den Verrat von Dienstgeheimnissen und die Gefährdung laufender Ermittlungen.

Der blutige Hintergrund: Vom Konkurrenzkampf zum versuchten
Auftragsmord
Wer den Stuttgarter Datenleck-Skandal verstehen will, darf den Fall nicht isoliert betrachten.
Der Korruptionsprozess ist  Teil  eines weitaus größeren, gewaltsamen Komplexes, der im
baden-württembergischen  Raum  seit  Jahren  für  Angst  und  Schrecken  sorgt:  einem
unerbittlichen  Fehdekrieg  rivalisierender  privater  Sicherheitsfirmen  im  Großraum  Stuttgart
und  Ludwigsburg.

Die Eskalationsspirale begann im Frühjahr 2025. Nach Schüssen im April 2025 in Ludwigsburg
(Kreis Ludwigsburg) auf zwei Männer, die wie durch ein Wunder unverletzt blieben, bildete
das Polizeipräsidium Ludwigsburg die rund 40-köpfige Sonderkommission (Soko) „Frost“. Der
Name der Soko leitete sich aus den Anfangsbuchstaben der Straßen ab, an deren Kreuzung
die ersten Projektile einschlugen (FRiedrichstraße / OSTstraße). Nur wenige Wochen später,
am 12. Mai 2025, folgte der nächste blutige Höhepunkt: Ein 23-jähriger Mitarbeiter eines
konkurrierenden  Security-Unternehmens  wurde  in  Tamm  auf  offener  Straße
niedergeschossen und lebensgefährlich verletzt. Er überlebte knapp, doch sein Unterschenkel
musste infolge der Schussverletzungen amputiert werden.

Der ausführende Schütze – ein aus den Niederlanden angeworbener Auftragsmörder – wurde
bereits am 24. Juni 2026 vom Landgericht Heilbronn wegen versuchten Auftragsmordes zu
einer Haftstrafe von 14 Jahren verurteilt, sein Fluchthelfer erhielt sechs Jahre wegen Beihilfe.
Die Ermittler der Soko „Frost“ stellten sich jedoch von Anfang an die Frage: Wer gab den
Auftrag für diesen brutalen Anschlag? Bei den verdeckten Ermittlungen stießen die Fahnder
schließlich  auf  das  Datenleck  in  der  Justiz.  Die  beiden  nun  verurteilten  Stuttgarter
Sicherheitsunternehmer stehen im dringenden Verdacht, die Drahtzieher und Auftraggeber
des Anschlags von Tamm zu sein. Sie nutzten die aus der Staatsanwaltschaft abgeflossenen
Informationen gezielt, um die Ermittlungen gegen sich selbst zu überwachen, Zeugen zu
identifizieren und Strafvereitelung im großen Stil  zu betreiben. Die Ermittlungen wegen des



Verdachts der Anstiftung zum versuchten Mord laufen gegen die beiden Männer weiterhin auf
Hochtouren.

Die Urteile vom 4. August 2026 im Überblick

Akteur / Position Rolle im Skandal
Urteil (LG
Stuttgart)

Zentrale
Strafnormen (StGB)

Ex-Justizhauptsekretär
(Wachtmeister StA

Stuttgart)

Insider; führte
systematisch

illegale Abfragen
in „web.sta“ durch,
entwendete Akten.

4 Jahre
Freiheitsstrafe

(ohne
Bewährung)

Bestechlichkeit (§
332), Verletzung

von
Dienstgeheimnissen

(§ 353b),
Verwahrungsbruch

(§ 133), versuchte
Strafvereitelung
im Amt (§ 258a)

Zwei Security-
Unternehmer

(Drahtzieher)

Auftraggeber der
Abfragen; bestachen
Justizmitarbeiter
mit Geld, Darlehen

und Schmuck.

Jeweils 4 Jahre
und 3 Monate

Freiheitsstrafe

Bestechung (§
334), Anstiftung

zur Verletzung von
Dienstgeheimnissen

(§§ 26, 353b)

Ex-Justizangestellte
(StA Stuttgart)

Insiderin; führte
auf Anweisung

Abfragen im System
durch, gestand
umfassend.

Freiheitsstrafe
auf Bewährung

Bestechlichkeit (§
332), Verletzung

von
Dienstgeheimnissen

(§ 353b)

Mitangeklagter Kurier

Geld- und
Informationsbote
zwischen Security-

Branche und
Justizmitarbeitern.

Empfindliche
Geldstrafe

Beihilfe zur
Bestechung (§§ 27,

334)

Ein Justizskandal mit Systemfragen: Was bleibt?
Der Stuttgarter Datenleck-Skandal wirft ein grelles Schlaglicht auf ein strukturelles Defizit der
deutschen  Justizbehörden.  Er  führt  der  Öffentlichkeit  drastisch  vor  Augen,  dass  die
fortschreitende Digitalisierung der Justiz ohne ein adäquates, engmaschiges Sicherheits- und
Kontrollkonzept ein erhebliches Sicherheitsrisiko birgt. Dass ein einfacher Justizhauptsekretär
und eine Angestellte über Jahre hinweg hunderte, teils höchst sensible Ermittlungsvorgänge
unbemerkt  abfragen  konnten,  offenbart  ein  eklatantes  Versagen  der  internen
Kontrollmechanismen.

„web.sta“  ist  als  Arbeitswerkzeug  darauf  ausgelegt,  den  Informationsfluss  zwischen  den
Staatsanwaltschaften zu erleichtern. Doch genau diese Offenheit wurde zur Achillesferse. Es



gab  offenbar  keine  automatisierten  Alarmsysteme,  die  bei  ungewöhnlich  häufigen,
fallunabhängigen Abfragen einzelner Mitarbeiter anschlugen. Auch die physische Mitnahme
von Originalakten durch den Wachtmeister  blieb bis  zum Einschreiten der  Soko „Frost“
unbemerkt.  Der  baden-württembergische  Landtag  befasste  sich  bereits  in  einer
Sondersitzung  mit  dem  Vorfall.  Gefordert  werden  nun  schärfere  Zugriffsbeschränkungen,
regelmäßige automatisierte Stichproben-Audits und eine strikte Zwei-Faktor-Protokollierung
bei Abfragen sensibler Deliktbereiche.

Die gestern verkündeten Urteile des Landgerichts Stuttgart sind ein wichtiges
Signal: Sie zeigen, dass der Staat Korruption in den eigenen Reihen konsequent
verfolgt und hart sanktioniert. Doch die juristische Aufarbeitung ist zweigeteilt.
Solange die Urteile aufgrund der angekündigten Revisionen nicht rechtskräftig
sind  und  solange  das  Ermittlungsverfahren  wegen Anstiftung  zum versuchten
Mord  gegen  die  Sicherheitsunternehmer  läuft,  bleibt  der  Komplex  ein  offenes
Pulverfass für die Justizpolitik in Baden-Württemberg. Der Fall hat eindrucksvoll
bewiesen: Im digitalen Zeitalter ist die Sicherheit von Justizdaten direkt gekoppelt
mit dem Schutz von Menschenleben auf der Straße.


